55 
Geſetz-Sammlung 
f für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 70. 


(Nr. 6739.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Berlin über Rathenow und Gardelegen nach Lehrte mit 
einer Zweigbahn in der Altmark über Salzwedel nach Uelzen, durch die 
Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, und einen Nachtrag zum 
Statut der letzteren. Vom 12. Juni 1867. 


55 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ve. 
185 Nachdem die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft in der General: 
berſammlung ihrer Aktionaire vom 18. März 1867, 5 f 
| a) den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Berlin über Rathenow und 
1 Gardelegen nach Lehrte, und g ö 
Be b) den Bau und Betrieb einer e aus der Berlin⸗Lehrter Bahn 
Ki. in der Altmark über Salzwedel nach Uelzen, 
beide im Anſchluſſe an ihre Magdeburg⸗Wittenbergeſche Eiſenbahn, beſchloſſen hat, 
wollen Wir in Anerkennung der Vortheil welche dieſe Bahnen für die Verkehrs- 
und allgemeinen Landesintereſſen bieten, der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft au dieſer Erweiterung ihres Unternehmens unter den, in dem beigefügten, 
von Uns hierdurch beſtätigten ea enthaltenen Bedingungen die landes⸗ 
2 herrliche Genehmigung ertheilen. f | 
98 Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Anter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend das 
Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
rundſtücke, auf die in Rede ftehenden Eiſenbahnen Anwendung finden ſollen. 
NE, Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung 0 veröffentlichen. ö 
4. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
8 ge Inſiegel. 


egeben Paris, den 12. Juni 1867. 
} 


ür den abweſenden 
Miniſter für Handel ıc, 


v. Selchow. Gr. zur Lippe. 
Jahrgang 1887, (Nr. 6739) : 160 Sie⸗ 
7 Ausgegeben zu Berlin den 3. Auguſt 1867. 
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Siebenter Nachtrag 


zu dem 


Statut der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 


9. 1. 

Das Unternehmen der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft wird 
ausgedehnt: 1 
a) auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Berlin über Rathenow 

und Gardelegen nach Lehrte, # 

b) auf den Bau und Betrieb einer Zweig⸗Eiſenbahn aus der Berlin⸗Lehrter * 
Bahn in der Altmark über Salzwedel nach Uelzen, 4 


beide im Anſchluſſe an ihre Magdeburg⸗Wittenbergeſche Eiſenbahn. 


Die ſpezielle Richtung der vorbezeichneten Bahnen wird von dem König⸗ 
lichen Handelsminiſterium feſtgeſtellt Abweichungen von dem feſtgeſtellten Bauplane 
bedürfen der beſonderen Genehmigung deſſelben. a 


§. 2. 

Beide Bahnen werden für ein Doppelgeleiſe eingerichtet, jedoch die §. 1. 
sub b. gedachte Zweigbahn vorläufig nur mit Einem Schienengeleiſe verſehen. 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die Hauptbahn von Berlin nach Lehrte 
ſpäteſtens in drei Jahren, von der Ertheilung der Konzeſſion ab angerechnet, fertig 
herzuſtellen und in Betrieb zu ſetzen. 

Nach vorgängiger Vernehmung der Geſellſchaft beſtimmt der Herr ee 
minifter die Seiten, innerhalb welcher die u der Zweigbahn zum Anſchluß 
an die Lehrte⸗Harburger Staats⸗Eiſenbahn a hreiten und ſpäteſtens gleichzeitig 
mit der Ware e einer Eiſenbahnbrücke von Harburg nach Hamburg 
vollendet werden foll. Dabei bleibt dem Handelsminiſter ausdrücklich das Recht 
vorbehalten, für einzelne Strecken der Zweigbahn, namentlich für die Strecke 
Salzwedel⸗Stendal, ſchon vor Inbetriebſetzung der Eiſenbahnbrücke von Harburg 


11 


nach Hamburg Bauvollendung und Betriebseröffnung zu verlangen. 5 1 


§. 3. 

Die Geſellſchaft kann mit Genehmigung des Handelsminiſters zur Auf⸗ 
bewahrung der Güter auf ihren Bahnhöfen oder in Verbindung mit demſelben 
die erforderlichen Lagerräume errichten und über die in Verwahr gene 1 

üter 
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Güter Lagerſcheine ausſtellen, auch Einrichtung zur Beförderung der Perſonen 


; und Güter von und nach den Stationsplätzen herſtellen. 


8 4. 


Für die neu zu erbauenden Eiſenbahnen ſind die Beſtimmungen der 
HF. 6. bis 13. des fünften Nachtrages zum Statute der Magdeburg⸗Halberſtädter 


| Eiſenbahngeſellſchaft vom 13. April 1864. (Geſetz-Samml. für 1864. ©. 176. 


und 177.) gleichfalls maaßgebend. 


Es ſollen jedoch die Sätze der erſten Tarife im durchgehenden Verkehre, 
ſowohl für den Perſonen- als für den Güterverkehr, ohne 9811806 des Direktorii 
nicht niedriger geſtellt werden, als die Ende des Jahres 1866. beſtandenen der 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn, reſp. im durchgehenden Verkehr von 
Berlin nach Uelzen nicht niedriger, als die Ende 1866. beſtandenen der Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 8 


Dagegen darf die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft auf der 
Bahnſtrecke ee ſoweit das Königliche Handelsminiſterium 
es verlangen wird, in dem durchgehenden Verkehre von und nach der Berlin⸗ 
Potsdamer Eiſenbahn pro Perſon und Meile und pro Zentner und Meile keine 


höheren Tarifantheile in Anſpruch nehmen, als ſie 55 die Bahnſtrecke Berlin⸗ 
Lehrte im durchgehenden Verkehr jeweilig erheben wird. 


Für den Fall, daß von einer anderen Geſellſchaft eine fen e 


von Magdeburg über Gardelegen nach Salzwedel hergeſtellt werden ſollte, i 


außerdem die Magdeburg - Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet, ſo⸗ 


weit das Königliche Handelsminiſterium es im Intereſſe des Verkehrs für er⸗ 


— 


zum Bau der Bahn von 


forderlich erachtet, h auf deſſen Verlangen für den Verkehr mit und über 
15 Bahn direkte Expeditionen und direkte Tarife zu errichten, auch hierbei ins⸗ 
eſondere gegen in Ermangelung gütlicher Verſtändigung vom Handelsminiſterium 


8 feſtzuſetzende Vergütungsſätze in gegenſeitiges Durchgehen der Transportmittel zu 


willigen, und überdies in dieſen direkten Tarifen für ihre Bahnſtrecke Uelzen⸗ 
Salzwedel pro Perſon und Meile und pro Zentner und Meile keinen höheren 
Frachtantheil anzuſprechen, als ſie in dem gleichartigen Verkehre über dieſe Strecke 
hr über Stendal von und nach Magdeburg und darüber hinaus jeweilig 
ereinnahmt. 


Sofern bis zum el des Jahres 1867. die landesherrliche Konzeſſion 

Magdeburg über en e nach Salzwedel nicht an 

eine andere Geſellſchaft ertheilt wird, ſteht alsdann der Magdeburg⸗Halberſtädter 

Eiſenbahngeſellſchaft im Falle der Bewerbung um die Konzeſſion auf deren Er⸗ 
angung vor anderen Bewerbern das Vorrecht zu. 


$. 5. 


Zur Beſtreitung der Koſten der Erweiterung und Ausrüſtung des Unter- 
(Nr. 6739.) 60* neh⸗ 


8 5 
. „dene 


on 

nehmens wird das Grundkapital der Geſellſchaft um die Summe von | 
21,400,000 Thaler erhöht. 

IF 8686 6,800,000 Thaler durch 

Ausgabe neuer Stammaktien, i 
14,600,000 Thaler durch 


Ausgabe von Prioritäts⸗Stammaktien beſchafft werden. 


$. 6. 


Die neuen Stammaktien ſind den Inhabern der jetzt kurſirenden 34,000 Stück 
Stammaktien zum Parikurſe dergeſtalt anzubieten, daß der Beſitzer je einer 
Aktie berechtigt iſt, zwei neue zu nehmen. 


Die Ausſchreibung der Einzahlungen auf die neuen Aktien ſteht dem 
Direktorium zu, darf aber erſt nach erfolgter Realiſirung von 14,571,400 Thaler 
Prioritäts⸗Stammaktien ſtattfinden. 3 
Die vom Direktorio ausgeſchriebene Einzahlung des Nominalbetrages der 
neuen Aktien muß binnen Jahresfriſt nach erfolgter e eee in den durch 
das Geſellſchaftsſtatut vorgeſchriebenen öffentlichen Blättern unter Einreichung der 
alten Aktien erfolgen. ie Aktionaire, welche dieſer Aufforderung binnen der 
geſetzten Friſt nicht nachkommen, verlieren ihr Anrecht auf die neuen Stammaktien. 
Die dadurch frei werdenden neuen Aktien werden für Rechnung der Geſellſchaft 
beſtmöglichſt verkauft. Die neuen Stammaktien werden bis zum Schluſſe des 
Jahres 1870. mit fünf vom Hundert pro anno aus dem Baufonds verzinſt. 
Die neuen Aktien werden nach dem anliegenden Schema I. unter der 
fakſimilirten Unterſchrift des Vorſitzenden und der wirklichen Unterſchrift eines 
Mitgliedes des Direktorii ausgefertigt, erhalten die fortlaufenden Nummern 
1 1 102,002. und Dividendenfcheine und Talons nach den Muſtern 
und 


. Sie nehmen vom 1. Januar 1871. ab gleich den alten Stammaktien, 
mit welchen ſie auch im Uebrigen alsdann gleiche Rechte haben ſollen, an den 

aus dem Ueberſchuſſe des Geſammt⸗Unternehmens der Magdeburg⸗Halberſtädter 

Eiſenbahngeſellſchaft ſich ergebenden Jahresdividenden Theil. 0 

Zur Unterſcheidung von den Prioritäts⸗Stammaktien (Aktien Littr. B) 

follen ſowohl die 6,800,000 Thaler neuen Stammaktien, als auch die bereits 
furfivenden 3,400,000 Thaler alten Stammaktien fortan als Aktien Littr. X. 
bezeichnet werden. i 1 


ER 


§. 7. 1 

Die 14,600,000 Thaler Prioritäts⸗Stammaktien werden mit der Bezeich⸗ 
nung: „Prioritäts⸗Stammaktien“ (Aktien Littr. B.) unter fortlaufenden Nummern 
nach dem beiliegenden Schema IV. unter der fakſtmilirten Unterſchrift des Vor⸗ 
ſitzenden und der wirklichen Unterſchrift eines Mitgliedes des Divektorii mit Zins⸗ 
kupons bis ult. 1870., von da ab mit Dividendenſcheinen und Talons nach den 


f wien Muſtern V. VI. und VII. ausgefertigt und nach Bedarf der fort f 


ſchreitenden Bahnbauten ausgegeben, und während der Bauzeit bis zum 1. Ja⸗ ” 
nuar 


= we 


nur 1871. aus dem Baufonds mit drei und einem halben Prozent pro anno 
verzinſt. f . 
188 Vom 1. Januar 1871. ab nehmen dagegen die Prioritäts⸗Stammaktien 
5 an dem aus dem Ueberſchuſſe des Geſammt⸗Unternehmens der Magdeburg⸗ 
SER Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft ſtatutenmäßig zur Dividendenvertheilung kommen⸗ 
| den jährlichen Reinertrage Theil und zwar in dem Verhältniſſe, daß aus dieſem 
Reinertrage zunächſt die Aktien Littr. B. eine Dividende bis drei und ein halbes 
Prozent erhalten, ſodann die Aktien Littr. A. eine Dividende bis acht und ein 
halbes Prozent bekommen und der alsdann noch verbleibende Ueberreſt zur Hälfte 
auf die Aktien Littr. B. und zur Hälfte auf die Aktien Littr. A. vertheilt wird. 


$. 8. 


Dien Inhabern der Aktien Littr. B. ſtehen im Uebrigen alle Rechte und 

Pllichten der Geſellſchaftsmitglieder nach Inhalt der Geſellſchaftsſtatuten zu, jedoch 
mit der Maaßgabe, daß der Beſitz von drei Aktien Littr. B. dem Beſitzer von 
wwei Aktien Littr. A. gleichſteht. 


§. 9. 


0 Die im H. XI. Nr. 5. des ſechsten Nachtrages des Statuts feſtgeſtellte 
Befugniß zur Wahl von drei Direktoren auf zwölf Jahre und zur Einräumung 
von enenſeüchen an dieſelben wird auf die Zahl von fünf Direktoren 
ausgedehnt, welche ihre Thätigkeit ausschließlich der Geſellſchaft unter Ausſchluß 
Von gewerblichen Nebengeſchäften oder beſoldeten Nebenämtern widmen. 


Gr. 6789) Schema J. 


Schema I. 


Magdeburg, den n --- 18. 
Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
5 N NN 
Direktoren. 
Schema II. | | 
Aktie Littr. A. MM ..... Dividendenſchein WW 0 


Verwaltungsjahr 18. 


Inhaber ee Scheines erhält gha deſſen Rückgabe aus der Kaſſe der 
Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſel ſchaft diejenige Dividende ausgezahlt, die 
von dem Reinertrage des Verwaltungsjahres 18. . auf die Aktie M ..... 5 en und 
deren Betrag nebſt der Verfallzeit vom Direktorium ſtatutenmäßig bekannt ge 
macht werden wird. 


Magdeburg, den nnn SEN 
Magdeburg: Salberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
ES NN. N. N. 
Direktoren. 
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Schema III. 


Talon 


zu der 


Aktie Lit tr. A. 
der Magdeburg -⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft 


Inhaber empfängt gegen dieſen Talon zu der Aktie der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft W die eie Serie Dividendenfcheine auf die 
| Jahre 18. bis 18... , ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten Inhabers 
der Aktie bei dem Geſellſchaftsdirektorium vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch 
eingegangen iſt. 
1 9 Magdeburg, den ern 18% 


Direktorium der Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Schema IV. 
5 100 Thaler in Preußiſch Aurant. 


Prioritaͤts-Stammaktie (Aktie Littr. B.) 
der Magdeburg-Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Inhaber dieſer Aktie iſt bei dem Unternehmen der Magdeburg⸗Halberſtädter 
Ciiſenbahngeſellſchaft mit Einhundert Thalern Preußiſch Kurant betheiligt und 
nimmt nach Se dieſes Betrages und in Gemäßheit des am 14. Januar 1842, 
bon Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen beſtätigten Statuts, ſowie des 
Alerhöchſt unterm eu 1867. beſtätigten ſiebenten Nachtrages 
zu dieſem Statute verhältnißmäßigen Theil an dem geſammten Eigenthum, Ge⸗ 
winn und Verluſt der Geſellſchaft. 


5 Magdeburg, den en 18. 

2 | Magdeburg -Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
S ES NN N. N. 

5 Direktoren. 


hr 6789) | Schema V. 


31 u a u N on. 
Alle Litter B. . „ 
EL Jahr 18. e 


Inhaber dieſes Scheines erhält gegen hefen. Rückgabe i der Safe er 
Magdeburg⸗Halberſtädter ame am 2. e 18. drei 
halben Thaler Zinſen für das Jahr 55 


Magdeburg / den en nn 0 


In 5 


E 90 N N. N. N. 
a 


Schema VI. 
Aktie Lifte, B. 2 9 al  Disdentenein x 
deen 18 9 


Juhaber er Se erhä 55 gegen Adi, 1215 In de 


Magdeburg ⸗Halberſtädter e die 5 e Dividende aus e 
von dem Reinertrage des Vern 0 f die Aktie 125 
und deren Betrag neb 1 
gemacht werden wird. 


Magdeburg, den 55 


AR A 1 1 11896 } 


a Dr N. N. ü N. N. 
Direktoren. | 


| lie bitte B 
deer Magdeburg - Salberftädter Eifenbabngefellichft 
a 
licher Wie: 
tagdeburg, den ben e 18. e 2 


ktorium der Magdeburg Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. ee 5 


Pr Re 
75 


(Nr. 6740.) 


1 


5 5 2 ö N 
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(Nr. 6740.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Juni 1867, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an die Bürgermeiſterei Neuſtadt, im Kreiſe Neuwied des Re⸗ 
gierungsbezirks Coblenz, für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Neuſtadt durch das Wiedbach- reſp. Hammerbach- und Elſaffthal bis 
auf die Linz-Rottbitzer Bezirksſtraße bei Kretzenhaus. . 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Straße von Neuſtadt, im Kreiſe Neuwied des Regierungsbezirks 
Coblenz, durch das Wiedbach- reſp. Hammerbach⸗ und Elſaffthal bis auf die 
Linz⸗Rottbitzer Bezirksſtraße bei Kretzenhaus, genehmigt habe, verleihe Ich hier 
durch der Bürgermeisterei Neuſtadt, und zwar auch hinſichtlich der in der Bürger⸗ 
meiſterei Asbach belegenen Strecke der Straße, das Expropriationsrecht für die 
90 dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
er Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 1 der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich der Bürgermeiſterei Neuſtadt gegen Uebernahme der künftigen Sal 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats Chauſſeen jedesmal geltend 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats - Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. „ 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 3. Juni 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpli g 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 5 


Cr. 674 
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N (Nr. 6741.) Statut für die Wieſengenoſſenſchaft zu Schmidthachenbach im Kreiſe St. Wendel. 
5 Vom 5. Juli 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der in der Gemeinde Schmidthachenbach im Kreiſe 
St. Wendel in dem Großbachthale unterhalb und oberhalb des Dorfes und in 
einigen Seitenthälern belegenen Grundſtücke, nach Anhörung der Betheiligten, dem 

Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund der $$. 56. 57. des 
HGeſetzes vom 28. Februar 1843. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.) und 
des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 
13853. S. 183.), was folgt: 


Sera 

5 Die Beſitzer der in der Gemeinde Schmidthachenbach im Großbachthale 
bberhalb und unterhalb des Dorfes und in einigen Seitenthälern belegenen Grund⸗ 

ſtücke, wie fie in dem Kataſterauszuge vom 24. 1 1867. verzeichnet ſind, wer⸗ 
den zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch 
Ent⸗ und Bewäſſerung zu erhöhen. 
Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher, und führt den Namen „ Wie ſengenoſſenſchaft zu 
Schmidthachenbach “. 
5 §. 2. 


1 Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgräben, die Wehre und Schützen, die 
Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verband⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes 
gemacht und unterhalten nach einem Plane, welcher durch den beſtellten Wieſen⸗ 
baumeiſter anzufertigen und in Streitfällen von der n feſtzuſtellen iſt. 
, Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung de. bleibt den Eigenthümern über⸗ 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers 
im Intereſſe der arten Anlage Folge zu leiſten; auch können ſie die Ausfüh⸗ 
geh der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwärter des Verbandes für ihre 
Re 


nung übertragen. 
F. 3. 


g Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
; ua netten von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf⸗ 
gebracht. 1 
Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
5 feſt und läßt die Beirge von den Säumigen durch abriinifirative Exekution zur 
KRommunalkaſſe einziehen. 

> Die Anlagen werden, je nach der Beſtimmung des Vorſtandes „entweder 
durch Naturalleiſtungen der Eigenthümer, oder in Tagelohn ausgeführt unter 
Gr. 6741.) 161* Lei⸗ 
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ung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmäßig ift, kann der Vo 
ſtand die Arbeiten auch an den Mindeſtfordernden verdingen. Im Falle der 
Naturalleiſtung iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht ge⸗ 
hörig ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Exinnerun auf Koſten 
der Säumigen machen und die Koſten von denſelben durch Exekution beitreihen 
zu laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den ein⸗ 
zelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen An⸗ 
lage nicht unterbleiben dürfen. Alle baaren Auslagen, welche die neuen nlagen 
reſp. die Baukosten derſelben erfordern, werden aus dem dazu bereits disponibel 
geſtellten Gemeinde⸗Meliorationsfonds vorab beſtritten. Es wird hierbei auf den 
Gemeinderathsbeſchluß vom At hinſichtlich des zu Meliorations-⸗ 
zwecken der Gemeindeverwaltung zur Dispoſition geſtellten Ueberſchuſſes Bezug 
genommen. f . 


F. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre dc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres Atte und den dazu erforderlichen Grund und Boden hergeben. 
Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Dammböſchungen und Uferrändern 
wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädi— 
gung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechts- 
weges, ſchiedsrichterlich entſchieden (§. 9.). N 

Die Erwerbung von Grund und Boden, welcher nicht Mitgliedern des 
1 gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
ruar 5 


F. 5. 

Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und 
Verſäumniſſe erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich für den Morgen Ein 
Silbergroſchen. I 


6. 


— 13 ee 
Ignm VUebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beobachten. a 


„Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſcheinigte 
Wahlprotokoll. i 


Sei 


8 Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere 


a) die e der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen; 


b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wiefenfchöffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wieſen⸗ 
ſchöffen abzuhalten; 


e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen, zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


i In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. | 


8. 8. 


. Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die General- 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein⸗ für allemal be⸗ 
ſtimmt. Die Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Land⸗ 
rathes Der Wieſenwärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß ſo wäſſern, 
daß alle Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt die Be⸗ 
wäſſerungsanlage eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. Nach Ermeſſen des 
Wieſenvorſtandes kann nach Bedürfniß ein zweiter Wieſenwärter angeſtellt und 
demſelben Arbeitsgehülfen beigegeben werden, insbeſondere bei Fluthzeiten. 
Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen 
Ur. 6741.) des 


| a | 
des Wieſenvorſtehers pünktliche lg leiſten und kann von demſelben mit Bars 
weis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


9. 9.5 ö 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. a 
Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäſſerungsplanes durch 

die Regierung (§. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die i Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. a 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes fteht jedem Theile der Rekurs an 

ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die 


Koſten. 0 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. 


Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern 


wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 


Verbandes iſt. 


Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag eines Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Be 


theiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des 
Landrathes beeinträchtigen. \ 


$. 10. 1 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung ö 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 


zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 


bedrohen. Dieſe Beſtimmungen dürfen nur nach Berathung von zehn durchs 
Loos zu bezeichnenden Genoſſenſchaftsmitgliedern getroffen werden. Ei 


$. 11. 
Die in den H. 7. 8. und 10. erwähnten Geldſtrafen werden nach er⸗ 


folgter Feſtſtellung durch den Vorſteher mittelſt Exekution im Verwaltungswege 
zur Genoſſenſchaftskaſſe eingerogen und nach Anordnung des Vorſtehers zu den 


gemeinſchaftlichen Anlagen des Verbandes verwendet. 


9. 2 


Der Wiefenverband iſt der Oberaufficht des Staats unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung 
in Trier als Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirth⸗ 
ee Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehemn. . 
Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert ; 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
lichen Inſiegel. f VVA „ 
Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867. 


d. s) Wilhelm 


(23 
2 


Gr. zur Lippe 9 Selchaw. 8 


. 
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| (Ir. 6742.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung von Beſchlüſſen üb 
. Abänderungen der unter dem 13. November 1837. Allerhöchſt beſtätigten 


Statuten des Theater⸗Aktienvereins zu Breslau. Vom 12. Juli 1867. 


d. J. dem von 

unterm 12. Februar 1866. ve 

vember 1837. landesherrlich 

der von der Generalverſammlung 

ſchloſſenen anderweiten Faſſong d 

höchfte Genehmigung zu ertheile 195575 
Der Allerhöchſte Erlaß wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 

zu Breslau bekannt gemacht werden. on 


Berlin, den 12. Juli 1867. 


Der Minifter fir Handel) Der Juſtizminiſter. Der Miniſter 

Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Gr. zur Lippe. des Innern. 
\ Im Auftrage: : Im Auftrage 3 
Delbrück. v. Klützow. 


Berichtigung. 


Im F. 329. der Strafprozeß⸗ Ordnung für die durch das Geſetz vo 
20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit de 
Monarchie vereinigten Landestheile Seite 1008. Zeile 13. iſt ſtatt „Anſpruche 

zu leſen: Au sſpruches. . 


— — . — 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 

— — — N 

Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N e Deer; 3 


